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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

2 StR 356/23 
 

vom 

11. Januar 2024 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

 

wegen gefährlicher Körperverletzung u.a. 
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Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 11. Januar 2024 gemäß 

§ 346 Abs. 2, § 349 Abs. 2 StPO beschlossen: 

 

1. Der Beschluss des Landgerichts Köln vom 18. Juli 2023, mit 

dem die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Land-

gerichts Köln vom 3. März 2023 als unzulässig verworfen wor-

den ist, wird aufgehoben. 

2. Die Revision des Angeklagten gegen das vorbezeichnete Ur-

teil des Landgerichts Köln wird als unbegründet verworfen. 

3. Der Beschwerdeführer hat die Kosten seines Rechtsmittels, 

die insoweit durch das Adhäsionsverfahren entstandenen be-

sonderen Kosten und die dem Adhäsions- und Nebenkläger 

im Rechtsmittelverfahren entstandenen notwendigen Ausla-

gen zu tragen.  

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen gefährlicher Körperverlet-

zung und vorsätzlicher Körperverletzung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von fünf 

Jahren und sechs Monaten verurteilt und Adhäsionsentscheidungen getroffen. 

Gegen seine Verurteilung wendet sich der Angeklagte mit seiner auf die Rüge 

der Verletzung materiellen Rechts gestützten Revision. Das Rechtsmittel ist un-

begründet im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO.  
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1. Der nach § 300 StPO als Antrag auf Entscheidung des Revisionsge-

richts gemäß § 346 Abs. 2 Satz 1 StPO auszulegende Wiedereinsetzungsantrag 

des Angeklagten ist zulässig und begründet. 

Der Beschluss des Landgerichts vom 18. Juli 2023, mit dem es die Revi-

sion des Angeklagten wegen Versäumung der Revisionsbegründungsfrist als un-

zulässig verworfen hat, ist nach § 346 Abs. 2 StPO aufzuheben. Denn der Ange-

klagte hat sein Rechtsmittel nach erstmals ordnungsgemäßer Urteilszustellung 

innerhalb der Monatsfrist des § 345 Abs. 1 Satz 1, 3 StPO begründet.  

2. Die umfassende Überprüfung des Urteils auf Grund der Revisionsrecht-

fertigung des Angeklagten hat keinen Rechtsfehler zu seinem Nachteil ergeben 

(§ 349 Abs. 2 StPO). 

Menges Eschelbach Zeng 

 Schmidt Lutz 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Köln, 03.03.2023 - 105 Ks 4/22 90 Js 2/22 
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